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Datum anpassen 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde hat am 
10.04.2024 die folgende Geschäftsordnung beschlossen: 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde hat am 
10.04.2024 02.04.2025 die folgende Geschäftsordnung be-
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§ 2 und 3 werden getauscht    
Bezeichnungen nach neuem 
§ 24 Funktionsbezeichnun-
gen vereinfacht nur in einer 

Form. Ob männlich oder 
weiblich ist Entscheidung 

der GV 
 

Ehem. § 10 Einwohnerfrage-
stunde wird in § 8 eingear-
beitet nach Vorbild anderer 
Gemeinden & Muster StGB, 
aus „Beteiligung“ wird „An-

hörung“ 
§ 9 und 10 neu getausch 
Folgende Nummerierung 

wird angepasst 
 
 
 
 
 
 

Benennung gem. Muster 
StGB und weiterer Amts-Ge-

meinden angepasst 
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 Ausschüsse der Gemeindevertretung 
§ 21 Ausschüsse  
§ 22 Verfahren in den Ausschüssen 
 

Dritter Abschnitt 
 Umgang mit Daten und Datenschutz 

§ 23 Datenschutz 
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Zweiter Abschnitt 
 Ausschüsse der Gemeindevertretung 
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Dritter Abschnitt 
 Umgang mit Daten Elektronische Medien, Kommunika-

tion und Datenschutz 
§ 22 Datenschutz Nutzung elektronischer Medien und 
Kommunikation 
§ 23 Datenverarbeitung Umgang mit Daten und Daten-
schutz 

 
Vierter Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
§ 24 Funktionsbezeichnungen 
§ 25 Inkrafttreten 

 

 
 
 
 

Thema elektronische Kom-
munikation und Umgang mit 
Daten durch neue Formulie-
rung ersetzt. Wird möglichst 
in allen Gemeinden aufge-

nommen. 
 
 
 

§ Funktionsbezeichnungen 
eingefügt. Wird in allen Ge-
meinden ebenso wie in den 
Hauptsatzungen aus Grün-
den der Gleichbehandlung 
und Übersichtlichkeit der 

Schriftstücke entsprechend 
eingefügt.  

Erster Abschnitt 
Allgemeines und Gemeindevertretung 

 

Erster Abschnitt 
Allgemeines und Gemeindevertretung 

 

 

§ 1 
Geltungsbereich 

§ 1 Geltungsbereich 
 

 

 
(1) Diese Geschäftsordnung gilt für die Gemeindevertretung, 

ihre Ausschüsse, Beiräte sowie Arbeitsgruppen. Sie gilt 
ergänzend zu den gesetzlichen Bestimmungen, zur 
Haupt- und Einwohnerbeteiligungssatzung der Ge-
meinde. 
 

 
Diese Geschäftsordnung gilt für die Gemeindevertretung, ihre 
Ausschüsse, Beiräte sowie Arbeitsgruppen. Sie gilt ergänzend 
zu den gesetzlichen Bestimmungen, zur Haupt- und Einwoh-
nerbeteiligungssatzung der Gemeinde Borkwalde. 
 

 
 
 

Name der Gemeinde einge-
fügt. 

 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Gemeindevertreterinnen/Ge-

meindevertreter 
(§§ 30 und 31 BbgKVerf) 

 

§ 3 2 Rechte und Pflichten der Gemeindevertreterin-
nen/Gemeindevertreter Mandatsträger (§ 31 BbgKVerf) 

 

§§ 2 und 3 ausgetauscht 
und Titel entsprechend an-

gepasst 
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(1) Die Rechte und Pflichten der Gemeindevertreterin-

nen/Gemeindevertreter ergeben sich aus §§ 30 und 31 
BbgKVerf, der Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde 
und dieser Geschäftsordnung. 

 
(2) Die Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter sind ver-

pflichtet, an den Sitzungen der Gemeindevertretung und 
der Ausschüsse, deren Mitglied sie sind, teilzunehmen. 
Im Falle Ihrer Verhinderung haben Mitglieder der Ge-
meindevertretung vor der Sitzung den Vorsitzenden so-
wie den Sitzungsdienst zu informieren. Bei Sitzungen der 
Ausschüsse hat das verhinderte Mitglied zugleich seine 
Stellvertretung zu gewährleisten. 

 
(3) Kann ein Mitglied der Gemeindevertretung, die ihm aus 

der Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung erwachse-
nen Pflichten nicht erfüllen, hat sie/er das der/ dem Vor-
sitzenden der Gemeindevertretung mitzuteilen. 
 
 

 
(1) Die Rechte und Pflichten der Gemeindevertreterinnen/Ge-

meindevertreter ergeben sich aus §§ 30 und 31 BbgKVerf, 
der Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde und dieser Ge-
schäftsordnung. 

 
(1) Die Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter sind ver-

pflichtet, an den Sitzungen der Gemeindevertretung und 
der Ausschüsse, deren Mitglied sie sind, teilzunehmen. Im 
Falle Ihrer Verhinderung haben Mitglieder der Gemeinde-
vertretung vor der Sitzung den Vorsitzenden sowie den Sit-
zungsdienst zu informieren Mandatsträger haben die ihnen 
aus der Mitgliedschaft der Gemeindevertretung erwachse-
nen Pflichten zu erfüllen. Sie haben insbesondere an den 
Sitzungen der Gremien der Gemeinde Borkwalde, denen 
sie angehören, teilzunehmen. Bei Sitzungen der Aus-
schüsse hat das verhinderte Mitglied zugleich seine Stell-
vertretung zu gewährleisten. 
 

(2) Kann ein Mitglied der Gemeindevertretung, die ihm aus der 
Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung erwachsenen 
Pflichten nicht erfüllen, hat sie/er das der/ dem Vorsitzen-
den der Gemeindevertretung mitzuteilen. 
Im Falle einer Verhinderung haben Mitglieder der Gemein-
devertretung vor der Sitzung den Vorsitz zu benachrichti-
gen.  
Bei Sitzungen der Ausschüsse ist zugleich ein Stellvertreter 
zu benachrichtigen. 

 
Erster Absatz gestrichen, da 

ges. Grundlage im Titel  
 
 
 

Nummerierung angepasst 

 
Vereinfachterer Wortlaut. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stellvertretungsregelung in 
2. Absatz gelegt zur besse-

ren Übersicht  

§ 2 
Einberufung der Gemeindevertretung 

(§ 34 BbgKVerf) 

 
§ 2 3 Einberufung der Gemeindevertretung (§ 34 BbgKVerf) 

 

 
§§ 2 und 3 ausgetauscht 
und Nummerierung ange-

passt 

 

 
(1) Die ehrenamtliche Bürgermeisterin/ der ehrenamtliche 

Bürgermeister beruft die Sitzungen der Gemeindevertre-
tung schriftlich ein. Die Ladung muss den Mitgliedern 

 
(1) Die Ladung zu den Sitzungen erfolgt elektronisch per E-Mail 

und unter Verwendung des Ratsinformationssystems auf 
der Startseite des Amtes Brück www.amt-brueck.de . Die 

 
Abs 1 -3:ursprünglicher Text 
nach Informationen aus Se-

http://www.amt-brueck.de/
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mindestens 7 volle Tage vor dem Sitzungstag, den Tag 
der Übersendung nicht mitgerechnet, zugehen (regelmä-
ßige Ladungsfrist). Die Schriftform wird durch die elektro-
nische Übersendung gewahrt. Die Ladungsfrist gilt als 
gewahrt, wenn die Ladungen am 9. Tag vor der Sitzung 
an alle Mitglieder übermittelt wurden.  

 
(2) Der Einladung sollen die zugehörigen Vorlagen vollstän-

dig beigefügt werden. Nur in begründeten Ausnahmefäl-
len können Tischvorlagen zur Sitzung nachgereicht wer-
den. Die Begründung ist zur Sitzung vorzutragen.  

 
(3) In dringenden, unaufschiebbaren Angelegenheiten kann 

die Ladungsfrist auf 4 volle Tage vor der Sitzung verkürzt 
werden (vereinfachte Einberufung). Die Dringlichkeit ist in 
der Ladung zu begründen. 

 
(4) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen erfolgen 

grundsätzlich in Präsenz. Abgesehen von der konstituie-
renden Sitzung können einzelne Gemeindevertreter auf 
begründeten schriftlichen Antrag an der Sitzung per Vi-
deo teilnehmen. Voraussetzungen hierfür ergeben sich 
aus dem § 34 Abs. 1a BbgKVerf und individueller Lösun-
gen in Abstimmung mit dem/der Vorsitzenden sowie dem 
Hauptverwaltungsbeamten. 

 
Die Durchführung von geheimen Wahlen ist in diesen 
Sitzungen nicht zulässig. 
Die per Video Teilnehmenden haben im nicht öffentli-
chen Teil der Sitzung sicherzustellen, dass die Nicht-
öffentlichkeit gewahrt bleibt und keine weiteren Per-
sonen die Sitzung verfolgen können. 
 

(5) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn mindestens ein Fünftel der gesetzlichen Anzahl der 
Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter oder die 

Tagesordnung sowie alle zur Sitzung relevanten Doku-
mente werden unter Zugrundelegung der in § 5 festgehal-
tenen Rahmenbedingungen bereitgestellt. 
In begründeten und nicht vermeidbaren Ausnahmefällen 
können Vorlagen nachgereicht werden. 

  
(2) Die Ladungsfrist beträgt mindestens 7 volle Tage vor dem 

Tag der Sitzung. Die E-Mail mit der schriftlichen Ladung 
muss fristgerecht zugehen. (regelmäßige Ladungsfrist) 
 

(3) In dringenden Angelegenheiten kann die Ladungsfrist auf 4 
volle Tage vor dem Tag der Sitzung verkürzt werden (ver-
einfachte Einberufung). Die Dringlichkeit ist in der Ladung 
zu begründen. 

 
(4) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen erfolgen grund-

sätzlich in Präsenz. Abgesehen von der konstituierenden 
Sitzung können einzelne Gemeindevertreter auf begründe-
ten schriftlichen Antrag an der Sitzung per Video teilneh-
men. Voraussetzungen hierfür ergeben sich aus dem § 34 
Abs. 1a BbgKVerf und individueller Lösungen in Abstim-
mung mit dem/der Vorsitzenden sowie dem Hauptverwal-
tungsbeamten. 
Die Durchführung von geheimen Wahlen ist in diesen Sit-
zungen nicht zulässig. 
Die per Video Teilnehmenden haben im nicht öffentlichen 
Teil der Sitzung sicherzustellen, dass die Nichtöffentlichkeit 
gewahrt bleibt und keine weiteren Personen die Sitzung 
verfolgen können. 
 

(5) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn mindestens ein Fünftel der gesetzlichen Anzahl der 
Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter oder die 
Hauptverwaltungsbeamtin/ der Hauptverwaltungsbeamter 
oder eine Fraktion unter Angabe des Beratungsgegenstan-
des die Einberufung verlangen. 

minar und Dozent ange-
passt an Prozedere wie es 

in allen Gemeinden des 
Amtsgebietes gehandhabt 

wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abs. 4 bleibt bis auf Anpas-
sungen im Wording beste-

hen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abs. 5 streichen. Ist in der 
BrgKVerf festgehalten. 
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Hauptverwaltungsbeamtin/ der Hauptverwaltungsbeam-
ter oder eine Fraktion unter Angabe des Beratungsge-
genstandes die Einberufung verlangen. 

Übergeordnetes Recht gilt 
immer zuerst. 

§ 4 

Tagesordnung und Anträge zur Tagesordnung 
(§ 35 BbgKVerf) 

 
§ 4 Tagesordnung und Anträge zur Tagesordnung (§ 35 

BbgKVerf) 
 

 
 

 
(1) Die/ der Vorsitzende der Gemeindevertretung setzt die 

Tagesordnung der Gemeindevertretung im Benehmen 
mit dem Hauptverwaltungsbeamten fest. In die Tagesord-
nung sind die Beratungsgegenstände aufzunehmen, die 
bis zum Ablauf des 12. Tages vor dem Tag der Sitzung 
schriftlich beim Sitzungsdienst des Amtes Brück einge-
reicht worden sind. Bei Nichteinhaltung der Frist sind die 
Beratungsgegenstände in die Tagesordnung der folgen-
den Sitzung aufzunehmen. 

 
(2) Die Tagesordnung soll die Einreicher von Anträgen durch 

Nennung des Namens der Fraktion, der Einzelpersonen 
oder der vom Hauptverwaltungsbeamten beauftragten 
Stelle des Amtes ausweisen. 

 
(3) In die Tagesordnung aufgenommene Anträge sollen von 

den Antragstellern während der Sitzung mündlich be-
gründet werden. 

 
(4) Beabsichtigt eine Gemeindevertreterin/ ein Gemeinde-

vertreter oder eine Fraktion Sach- oder Änderungsan-
träge zu einzelnen Tagesordnungspunkten zu stellen, so 
sind diese zu begründen und in schriftlicher Form dem 
Sitzungsdienst des Amtes Brück zuzuleiten bzw. in der 
Sitzung der Gemeindevertretung der/dem Vorsitzenden 
der Gemeindevertretung zu übergeben. Über die An-
träge, die in der Sitzung der Gemeindevertretung auch 
mündlich gestellt werden können, ist abzustimmen. Ein 

 
(1) Die/ Der Vorsitzende der Gemeindevertretung setzt die Ta-

gesordnung der Gemeindevertretung im Benehmen mit 
dem Hauptverwaltungsbeamten fest.  
In die Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände auf-
zunehmen, die bis zum Ablauf des 12. Tages vor dem Tag 
der Sitzung schriftlich beim Sitzungsdienst des Amtes 
Brück eingereicht worden sind. Bei Nichteinhaltung der Frist 
sind die Beratungsgegenstände in die Tagesordnung der 
folgenden Sitzung aufzunehmen. 

(2) Anträge der Gemeindevertreter zur Aufnahme von Bera-
tungsgegenständen müssen dem Vorsitz der Gemeinde-
vertretung spätestens bis zum Ablauf des 12. Tages vor 
dem Sitzungstag von mindestens einem Zehntel der ge-
setzlichen Anzahl der Gemeindevertreter oder einer Frak-
tion schriftlich oder elektronisch benannt werden. Zugleich 
sollte die Übermittlung an den Sitzungsdienst erfolgen. 
Antragsteller und Datum der Einreichung sollen dem Titel 
der Beschlussvorlage hinzugefügt werden. 

 
(3) Bei Nichteinhaltung der Frist sind die Anträge in der Tages-

ordnung der darauffolgenden Sitzungsfolge aufzunehmen. 
Es sei denn, es handelt sich um eine dringende Angelegen-
heit, deren Behandlung nicht bis in die nächste Beratungs-
folge aufgeschoben werden kann. 
 

 
Wording angepasst 

 
 
 
 

Vorgehen bei Anträgen an 
Muster und Vorgehen in an-

deren Gemeinden ange-
passt 

Nummerierung angepasst 
 

Thema Nichteinhaltung der 
Frist in späteren Absatz ver-

schoben 
 
 
 
 

Satz mit Beschlussvorlagen-
titel kann gestrichen werden, 
da dies das übliche Vorge-

hen der AV ist. 
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Antrag ist angenommen, wenn die Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder der Gemeindevertretung zustimmt. 

 
(5) Tagesordnungspunkte, zu denen Gäste referieren, sind 

vorrangig zu behandeln. Mit den Gastrednern ist die Re-
dezeit unter Beachtung der Wesentlichkeit des Vorgan-
ges abzustimmen. 

 

(4) Die Tagesordnung soll die Einreicher von Anträgen durch 
Nennung des Namens der Fraktion, der Einzelpersonen o-
der der vom Hauptverwaltungsbeamten beauftragten Stelle 
des Amtes ausweisen. 

 
(5) In die Tagesordnung aufgenommene Anträge sollen von 

den Antragstellern während der Sitzung mündlich begrün-
det werden. 

 
(6) Beabsichtigt eine Gemeindevertreterin/ ein Gemeindever-

treter oder eine Fraktion Sach- oder Änderungsanträge zu 
einzelnen Tagesordnungspunkten zu stellen, so sind diese 
zu begründen und in schriftlicher Form dem Sitzungsdienst 
des Amtes Brück zuzuleiten bzw. in der Sitzung der Ge-
meindevertretung der/dem Vorsitzenden der Gemeindever-
tretung zu übergeben. Über die Anträge, die in der Sitzung 
der Gemeindevertretung auch mündlich gestellt werden 
können, ist abzustimmen. Ein Antrag ist angenommen, 
wenn die Mehrheit der anwesenden Mitglieder der Gemein-
devertretung zustimmt. 

 
(4) Tagesordnungspunkte, zu denen Gäste referieren, sind 

vorrangig zu behandeln. Mit den Gastrednern ist die Rede-
zeit unter Beachtung der Wesentlichkeit des Vorganges 
abzustimmen. 
 

Abs. 4 und 5 streichen, 
wurde in 2 und 3 eingearbei-

tet. 
Im Zuge von Beratungen er-

folgt stets eine mündliche 
Begründung durch Antrag-

steller, das muss nicht expli-
zit in der GeschO festgehal-

ten werden 
 

Ab 6 streichen, gehört nicht 
in diesen §, wird in „Behand-
lung Tagesordnungspunkte 

eingearbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
Ratsinformationssystem (RIS) 

§ 5 Ratsinformationssystem (RIS) 
 

 

 
(1) Das Ratsinformationssystem (RIS) ist ein webbasiertes 

Informationssystem, welches die Arbeit und den Sit-
zungslauf der Gremien der Gemeindevertretung Bork-
walde erfüllt und abbildet. Es ist geteilt in einen öffentli-
chen Teil, der für jedermann über das Internet uneinge-
schränkt einsehbar ist, sowie in einen nicht öffentlichen 

 
(1) Das Ratsinformationssystem (RIS) ist ein webbasiertes In-

formationssystem, welches die Arbeit und den Sitzungslauf 
der Gremien der Gemeindevertretung Borkwalde erfüllt und 
abbildet. Es ist geteilt in einen öffentlichen Teil, der für je-
dermann über das Internet uneingeschränkt einsehbar ist, 
sowie in einen nicht öffentlichen Teil, der nur bestimmten 
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Teil, der nur bestimmten Nutzergruppen durch Verwen-
dung von Zugangsdaten offensteht. 

 
(2) Alle Gemeindevertreter erhalten persönliche Zugangsda-

ten für das RIS, um auf alle öffentlichen und nichtöffentli-
chen Dokumente zu den Sitzungen der Gemeindevertre-
tung und zugehöriger Ausschüsse über die Homepage 
des Amtes Brück zugreifen zu können. 
 

(3) Sachkundige Einwohner können nach ihrer Berufung 
ebenfalls entsprechende Zugangsdaten erhalten, wenn 
sie dies wünschen. Hierzu genügt ein schriftlicher Hin-
weis an den Sitzungsdienst. 
 

Nutzergruppen durch Verwendung von Zugangsdaten of-
fensteht. 

 
(2) Alle Gemeindevertreter Mandatsträger (und sachkundigen 

Einwohner, die dies wünschen) erhalten persönliche Zu-
gangsdaten für das RIS, um auf alle öffentlichen und nicht-
öffentlichen Dokumente zu den Sitzungen der Gemeinde-
vertretung und zugehöriger Ausschüsse über die Home-
page des Amtes Brück zugreifen zu können. 
 

(3) Sachkundige Einwohner können nach ihrer Berufung eben-
falls entsprechende Zugangsdaten erhalten, wenn sie dies 
wünschen. Hierzu genügt ein schriftlicher Hinweis an den 
Sitzungsdienst. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Streichung dritter Absatz, 
wurde in Abs. 2 eingearbei-

tet 

§ 6 
Öffentliche und nicht öffentliche Sitzungen 

(§ 36 BbgKVerf) 

§ 6 Öffentliche und nicht öffentliche Sitzungen Beschluss-
vorlagen  

Öffentliche und nichtöffentli-
che Belange sind in Haupt-

satzung geregelt – Vor-
schlag für zus. Thema  

 
(1) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind öffentlich. 

Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwie-
gende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.  

 
(2) Tagesordnungspunkte für nicht öffentliche Sitzungen 

sind so bekannt zu machen, dass der Zweck der Nichtöf-
fentlichkeit nicht gefährdet ist. 

 
(3) Bei einem Antrag auf Aufnahme eines Tagesordnungs-

punktes in den nicht öffentlichen Teil einer Sitzung ist zu 
begründen, warum überwiegende Belange des öffentli-
chen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner den 
Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. Jede Gemeinde-
vertreterin/ jeder Gemeindevertreter oder die ehrenamtli-
che Bürgermeisterin/ der ehrenamtliche Bürgermeister 
kann einen Antrag auf Feststellung des Vorliegens der 

 
Beschlussvorlagen müssen i.d.R. die entsprechende Bera-
tungsfolge (Fachausschüsse) durchlaufen, bevor sie der Ge-
meindevertretung vorgelegt werden.  
In Ausnahmefällen,  

- wenn die Notwendigkeit sofortigen Handelns vorliegt,  
- Gefahr im Verzug ist oder  
- Anträge ausdrücklich zur Gemeindevertretersitzung 
rechtzeitig gem. § 4 dieser Geschäftsordnung einge-
reicht wurden, 

dürfen der Gemeindevertretung ohne Einhaltung der Bera-
tungsfolge Beschlussvorlagen zur Beschlussfassung vorgelegt 
werden. 

 
Öffentlichkeit von Sitzungen 

und welche Belange in 
nichtöffentliche Sitzungsbe-
reiche gehören die Haupt-
satzung regelt, wird vorge-

schlagen an dieser Stelle ei-
nen § Beschlussvorlagen 
einzufügen, wie es in Ge-

meinden mit ähnlichem Auf-
bau (Ausschüsse, GV) der 

Fall ist. 
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Voraussetzungen für den Ausschluss der Öffentlichkeit 
stellen. Über den Antrag ist in nicht öffentlicher Sitzung 
zu entscheiden. Der Antrag ist angenommen, wenn die 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder der Gemeindever-
tretung ihm zustimmt. 

 

§ 7 
Zuhörerinnen/Zuhörer 

§ 7 Zuhörerinnen/Zuhörer (§ 36 BbgKVerf) 
 

 

 
(1) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung 

können Zuhörerinnen/Zuhörer nach Maßgabe der zur 
Verfügung stehenden Sitz- und Stehplätze teilnehmen. 

 
(2) Wortmeldungen von Zuhörerinnen/Zuhörern sind zuläs-

sig. Sie sind in diesem Sinne berechtigt, sich an den Be-
ratungen zu einzelnen Tagesordnungspunkten zu betei-
ligen. Zuhörerinnen/Zuhörer, welche die Ordnung stö-
ren, können von der/dem Vorsitzenden aus dem Sit-
zungssaal verwiesen werden. 

 

 
(1) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung 

können Zuhörerinnen/Zuhörer nach Maßgabe der zur Ver-
fügung stehenden Sitz- und Stehplätze vorhandenen Plätze 
teilnehmen. 
 

(2) Wortmeldungen von Zuhörerinnen/Zuhörern sind zulässig. 
Sie sind in diesem Sinne berechtigt, sich an den Beratun-
gen zu einzelnen Tagesordnungspunkten zu beteiligen. Zu-
hörerinnen/Zuhörer, welche die Ordnung stören, können 
von der/dem Vorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwie-
sen werden. 
Zuhörer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder 
sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dürfen auch die 
Beratung nicht stören und keine Zeichen des Beifalls oder 
Missfallens geben. Zuhörer, welche die Ordnung stören, 
können vom Vorsitzenden der Gemeindevertretung aus 
dem Sitzungssaal gewiesen werden. 
 

 
 
 
 

Anpassung an Muster StGB 

§ 8 
Beteiligung von Betroffenen und Sachverständigen 

§ 8 Einwohnerfragestunde, Beteiligung Anhörung von Be-
troffenen und Sachverständigen 

 

§§ 8 & 10 zusammengefasst 

 
(1) Die Gemeindevertretung kann beschließen, Einwohne-

rinnen/Einwohner, die vom Gegenstand der Beratung be-
troffen sind, oder Sachverständige zu hören. 

 

 
(1) Die nach § 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde 

und der Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde 
Borkwalde (in der jeweils gültigen Fassung) durchzufüh-
rende Einwohnerfragestunde findet zu Beginn des öffentli-
chen Teils einer jeden regulären Gemeindevertretersitzung 

 
Einwohnerfragstunde und 

Anhörung gem. Muster Ge-
schO StGB zusammenge-
fasst. Siehe auch andere 

Gemeinden 
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(2) Die Anhörung ist zu beenden, bevor die Abstimmung 
über den Gegenstand beginnt. 
 

§ 10 
Einwohnerfragestunde 

 
(1) Die Einwohnerfragestunde findet in der öffentlichen Sit-

zung der Gemeindevertretung statt. Sie soll 30 Minuten 
nicht überschreiten. Für die Durchführung der Einwoh-
nerfragestunde gilt folgender Ablauf: 

 
a) Die/ der Vorsitzende der Gemeindevertretung und 

der Hauptverwaltungsbeamte informieren die Öf-
fentlichkeit über den wesentlichen Inhalt der an-
stehenden Tagesordnungspunkte. 

b) Die Fragen, Vorschläge und Anregungen zu den 
Tagesordnungspunkten der Gemeindevertreter-
sitzung sollen gemäß § 7 Abs. 2 nicht in der Ein-
wohnerfragestunde, sondern im Zusammenhang 
mit der Behandlung der jeweiligen Tagesord-
nungspunkte vorgebracht werden. Zu Tagesord-
nungspunkten, die in nichtöffentlicher Sitzung be-
handelt werden sollen, sind Fragen nicht zulässig. 

c) In der Einwohnerfragestunde wird vor allem die 
Möglichkeit eingeräumt, zu Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft, die keine Tagesord-
nungspunkte betreffen, Fragen zu stellen sowie 
Vorschläge und Anregungen zu unterbreiten. 

 
(2) Einwohnerinnen/Einwohner, die sich zu Wort melden, 

sollen sich mit Namen vorstellen. Alle Fragen, Vorschläge 
und Anregungen müssen kurz und sachlich sein. In der 
Sitzung nicht beantwortete Fragen sind spätestens in der 
nächsten öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung 
zu beantworten, es sei denn, sie beschließt im Einzelfall, 
eine Frage nicht zu beantworten. 

statt. Dies gilt nicht für Sitzungen, in denen nur nicht öffent-
lich zu behandelnde Gegenstände vorgesehen sind. 
 

(2) Die Gesamtdauer der Einwohnerfragen soll 30 Minuten 
nicht übersteigen. 
 

(3) Beschließt die Gemeindevertretung, zu einzelnen Tages-
ordnungspunkten zum Gegenstand der Beratung Be-
troffene oder Sachverständige zu hören, ist die Anhörung 
zu beenden, bevor Beratung und Abstimmung über den Ge-
genstand beginnen. 
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§ 11 
Anfragen der Mitglieder der Gemeindevertretung 

(§ 29 BbgKVerf) 
 

§ 11 9 Anfragen der Mitglieder der Gemeindevertretung 
(§ 29 BbgKVerf) 

Ges. Grundlage hier nicht 
passend  

 
(1) Anfragen der Gemeindevertreter an den Hauptverwal-

tungsbeamten, die in der Sitzung der Gemeindevertre-
tung beantwortet werden sollen, können bis drei Arbeits-
tage vor der Sitzung per E-Mail an das Postfach anfra-
gen@amt-brueck.de  eingereicht werden. Diese sind kurz 
und sachlich abzufassen.  
Die Beantwortung erfolgt in der Regel schriftlich und wird 
den Gemeindevertretern zur jeweiligen Sitzung im 
Ratsinformationssystem (RIS) zur Verfügung gestellt.  
Der Anfragende kann bis zu zwei Zusatzfragen stellen. Ist 
die Beantwortung wegen der Kürze der Zeit, aus Gründen 
des Rechercheumfangs und/oder Rückantwort Dritter 
nicht möglich, ist die Anfrage in der folgenden Sitzung zu 
beantworten, Gleiches gilt für mündlich in der Sitzung ge-
stellte Anfragen, welche nicht direkt vom Hauptverwal-
tungsbeamten beantwortet werden können. Diese wer-
den in der Niederschrift festgehalten und in der folgenden 
Sitzung beantwortet. 

 

 
Anfragen der Gemeindevertreter an den Hauptverwaltungsbe-
amten, die in der Sitzung der Gemeindevertretung beantwortet 
werden sollen, können bis drei Arbeitstage vor der Sitzung per 
E-Mail an das Postfach anfragen@amt-brueck.de  eingereicht 
werden. Diese sind kurz und sachlich abzufassen.  
Die Beantwortung erfolgt in der Regel schriftlich und wird den 
Gemeindevertretern zur jeweiligen Sitzung im Ratsinformati-
onssystem (RIS) zur Verfügung gestellt.  
Der Anfragende kann bis zu zwei Zusatzfragen stellen. Ist die 
Beantwortung wegen der Kürze der Zeit, aus Gründen des Re-
chercheumfangs und/oder noch fehlender Rückantwort Dritter 
nicht möglich, ist die Anfrage in der folgenden Sitzung zu be-
antworten. Gleiches gilt für mündlich in der Sitzung gestellte 
Anfragen, welche nicht direkt vom Hauptverwaltungsbeamten 
beantwortet werden können. Diese werden in der Niederschrift 
festgehalten und in der folgenden Sitzung beantwortet. Sollte 
die nächste Sitzung noch zu lange entfernt sein, wird die beant-
wortete Anfrage der gesamten Gemeindevertretung per Mail 
übermittelt. 
 
 

 
 

Nummerierung entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ergänzung für kurzfristige 
Übermittlung 

§ 9 
Sitzungsablauf 
(§ 37 BbgKVerf) 

§ 9 10  
Sitzungsablauf 
(§ 37 BbgKVerf) 

 

 
(1) Die /der Vorsitzende der Gemeindevertretung eröffnet, 

leitet und schließt die Sitzungen der Gemeindevertre-
tung. In den Sitzungen handhabt sie/er die Ordnung und 

 
(1) Die /Der Vorsitzende der Gemeindevertretung eröffnet, lei-

tet und schließt die Sitzungen der Gemeindevertretung. In 
den Sitzungen handhabt sie/er die Ordnung und übt das 
Hausrecht aus. Im Falle ihrer/seiner Verhinderung tritt ihre 
Vertreterin /sein Vertreter treten seine Stellvertreter in der 

 

mailto:anfragen@amt-brueck.de
mailto:anfragen@amt-brueck.de
mailto:anfragen@amt-brueck.de
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übt das Hausrecht aus. Im Falle ihrer/seiner Verhinde-
rung tritt ihre Vertreterin /sein Vertreter in der Reihenfolge 
der Benennung der Betreffenden an ihrer/seiner Stelle. 

 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grundsätz-

lich in folgender Reihenfolge durchzuführen: 
 

Öffentlicher Teil 
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-

nungsmäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit 
und der Beschlussfähigkeit 

2. Feststellung der Tagesordnung 
3. Information zu wesentlichen Angelegenheiten der 

Gemeinde  
4. Information aus der Ausschussarbeit 
5. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nicht öf-

fentlichen Teil der vorangegangenen Sitzung und 
Beschlusskontrolle zum Erfüllungsstand  gefass-
ter öffentlicher Beschlüsse vergangener Sitzun-
gen 

6. Entscheidung über eventuelle Einwendungen ge-
gen die Niederschrift des öffentlichen Teils der 
letzten Sitzung,  

7. Einwohnerfragestunde 
8. Behandlung von Anfragen  
9. Behandlung der Tagesordnungspunkte des öf-

fentlichen Teiles der Sitzung 
 

Nicht öffentlicher Teil 
10. Entscheidung über eventuelle Einwendungen ge-

gen die Niederschrift des nicht öffentlichen Teils 
der letzten Sitzung 

11. Beschlusskontrolle zum  Erfüllungsstand gefass-
ter nicht öffentlicher Beschlüsse vergangener Sit-
zungen 

Reihenfolge der ihrer Benennung als Erster oder Zweiter 
Stellvertreter der Betreffenden an ihrer/seiner Stelle. 

 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grundsätzlich 

in folgender Reihenfolge durchzuführen: 
 

Öffentlicher Teil 
a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungs-

mäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit und der Be-
schlussfähigkeit 

b) Feststellung der Tagesordnung 
c) Information zu wesentlichen Angelegenheiten der 

Gemeinde  
d) Information aus der Ausschussarbeit 
e) Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nicht öffent-

lichen Teil der vorangegangenen Sitzung und Be-
schlusskontrolle zum Erfüllungsstand gefasster öf-
fentlicher Beschlüsse vergangener Sitzungen 

f) Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen 
die Niederschrift des öffentlichen Teils der letzten 
Sitzung,  

g) Einwohnerfragestunde 
h) Behandlung von Anfragen  
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte des öffentli-

chen Teiles der Sitzung 
 

Nicht öffentlicher Teil 
j) Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen 

die Niederschrift des nicht öffentlichen Teils der letz-
ten Sitzung 

k) Beschlusskontrolle zum Erfüllungsstand gefasster 
nicht öffentlicher Beschlüsse vergangener Sitzun-
gen 

l) Information zu wesentlichen Angelegenheiten der 
Gemeinde 

m) Behandlung von Anfragen  
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12. Information zu wesentlichen Angelegenheiten der 
Gemeinde 

13. Behandlung von Anfragen  
14. Behandlung der Tagesordnungspunkte des nicht 

öffentlichen Teiles der Sitzung 
15. Schließung der Sitzung 

 
 

n) Behandlung der Tagesordnungspunkte des nicht öf-
fentlichen Teiles der Sitzung 

o) Schließung der Sitzung 

§ 12 
Behandlung der Tagesordnungspunkte, Unterbrechung 

und Vertagung 

§ 12 11 Behandlung der Tagesordnungspunkte, Unterbre-
chung und Vertragung 

 

 
(1) Die/der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann die 

Sitzung der Gemeindevertretung unterbrechen. Auf An-
trag von einem Drittel ihrer Mitglieder oder auf Antrag ei-
ner Fraktion muss sie/er die Sitzung unterbrechen. Bei 
einer weiteren Unterbrechung ist für den Antrag die Mehr-
heit aller anwesenden Mitglieder der Gemeindevertre-
tung erforderlich. Die Unterbrechung soll nicht länger als 
15 Minuten dauern. 

 
(2) Die Gemeindevertretung kann die Tagesordnungs-

punkte: 
 
a) durch die Entscheidung in der Sache abschlie-

ßen, 
b) in die Ausschüsse verweisen oder ihre Beratung 

vertagen; 
c) von der Tagesordnung streichen, wenn die Einrei-

cherin/der Einreicher dem zustimmt. 
 

(3) Über Anträge nach Abs. 1 ist sofort abzustimmen. Der 
Antrag auf Streichung von der Tagesordnung geht bei der 
Abstimmung der Entscheidung in der Sache, dieser dem 
Verweisungsantrag und dieser dem Vertagungsantrag 

 
(1) Die Gemeindevertretung kann die Tagesordnungspunkte: 

a) durch die Entscheidung in der Sache abschließen, 
b) in die Ausschüsse verweisen, 
c) ihre Beratung vertagen oder 
d) von der Tagesordnung streichen, wenn die Einrei-

cherin/der Einreicher Einreichenden dem zustim-
men. 
 

(2) Über Anträge nach Abs. 1 ist sofort abzustimmen. Der An-
trag auf Streichung von der Tagesordnung geht bei der Ab-
stimmung der Entscheidung in der Sache, dieser geht bei 
der Abstimmung dem Verweisungsantrag und dieser dem 
Vertagungsantrag vor. Wird einem Antrag stattgegeben, 
sind die bei der Antragstellung vorliegenden Wortmeldun-
gen noch zuzulassen. 
 

(3) Die/Der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann die Sit-
zung der Gemeindevertretung unterbrechen. Auf Antrag 
von einem Drittel ihrer anwesenden Mitglieder oder auf 
Antrag einer Fraktion muss sie/er die Sitzung unterbre-
chen. Bei einer weiteren Unterbrechung ist für den Antrag 
die Mehrheit aller anwesenden Mitglieder der Gemeinde-
vertretung erforderlich. Die Unterbrechung soll nicht länger 
als 15 Minuten dauern. 

 
Abs 1 und 3 getauscht und 

Wortlaut angepasst 
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vor. Wird einem Antrag stattgegeben, sind die bei der An-
tragstellung vorliegenden Wortmeldungen noch zuzulas-
sen. 

 
(4) Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren öffentlichen Ta-

gesordnungspunkte oder Beschlussvorlagen aufgerufen. 
Der in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt 
wird abschließend behandelt. Sollte nach 22:00 Uhr noch 
1 Tagesordnungspunkt offen sein, kann dieser noch ab-
gehandelt werden. Die Gemeindevertretung kann mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder die Unterbrechung 
der Sitzung und deren Fortsetzung zur Behandlung der 
noch offenen Tagesordnungspunkte an einem anderen 
Termin beschließen (Fortsetzungssitzung). Der Be-
schluss muss Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung be-
stimmen. Für die Fortsetzungssitzung erfolgt keine er-
neute Ladung. Soll keine Fortsetzungssitzung beschlos-
sen werden, sind die noch nicht aufgerufenen Tagesord-
nungspunkte in der nächsten Sitzung der Gemeindever-
tretung an vorderer Stelle auf die Tagesordnung zu set-
zen. 
 
 

 
(4) Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren öffentlichen Tages-

ordnungspunkte oder Beschlussvorlagen aufgerufen. Der in 
der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird ab-
schließend behandelt. Sollte nach 22:00 Uhr noch 1 Tages-
ordnungspunkt offen sein, kann dieser noch abgehandelt 
werden.  
Die Gemeindevertretung kann mit der Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder die Unterbrechung der Sitzung und deren 
Fortsetzung zur Behandlung der noch offenen Tagesord-
nungspunkte an einem anderen Termin beschließen (Fort-
setzungssitzung). Der Beschluss muss Zeit und Ort der 
Fortsetzungssitzung bestimmen. Für die Fortsetzungssit-
zung erfolgt keine erneute Ladung. Soll keine Fortsetzungs-
sitzung beschlossen werden, sind die noch nicht aufgerufe-
nen Tagesordnungspunkte in der nächsten Sitzung der Ge-
meindevertretung an vorderer Stelle auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

 
BVs sind i.d.R. ein TOP 

§ 13 
Redeordnung 

§ 13 12 Redeordnung 
 

 

 
(1) Reden darf nur, wer von der/ dem Vorsitzenden der Ge-

meindevertretung das Wort erhalten hat. Wortmeldungen 
erfolgen durch Handheben.  

 
(2) Die/ der Vorsitzende der Gemeindevertretung erteilt das 

Wort nach der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit 
nicht mit Zustimmung des Redeberechtigten hiervon ab-
gewichen wird. Das Wort zur Geschäftsordnung, das 
durch Heben beider Hände angezeigt wird, ist jederzeit 

 
(1) Reden darf nur, wer von der/ dem vom Vorsitzenden der 

Gemeindevertretung das Wort erhalten hat. Wortmeldun-
gen erfolgen durch Handheben.  

 
(2) Die/ Der Vorsitzende der Gemeindevertretung erteilt das 

Wort nach der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit 
nicht mit Zustimmung des Redeberechtigten hiervon abge-
wichen wird. Das Wort zur Geschäftsordnung, das durch 
Heben beider Hände angezeigt wird, ist jederzeit zu erteilen 
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zu erteilen. Es darf dadurch keine Sprecherin/ kein Spre-
cher unterbrochen werden. 
 

(3) Dem Hauptverwaltungsbeamten ist außerhalb der Reihe 
der Wortmeldungen jederzeit das Wort zu erteilen. 
 

und darf sich nur auf den in der Beratung befindlichen Ta-
gesordnungspunkt beziehen. Es darf dadurch keine Spre-
cherin/ kein Sprecher Redner unterbrochen werden. 
 

(3) Dem Hauptverwaltungsbeamten ist außerhalb der Reihe 
der Wortmeldungen jederzeit das Wort zu erteilen. 

 

 
 
 
 

§ 14 
Sitzungsleitung 
(§ 37 BbgKVerf) 

 
§ 14 13 Sitzungsleitung (§ 37 BbgKVerf) 

 

 
(1) Die/ der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann Red-

ner, die vom Verhandlungsgegenstand abweichen, zur 
Sache rufen. 

 
(2) Ist eine Gemeindevertreterin/ ein Gemeindevertreter oder 

eine Rednerin/ ein Redner in einer Sitzung dreimal zur 
Sache gerufen worden, so kann ihm die/ der Vorsitzende 
das Wort entziehen und darf es ihm in derselben Aus-
sprache zum selben Gegenstand nicht wieder erteilen. 

 
Ist eine Gemeindevertreterin/ ein Gemeindevertreter oder 
eine Rednerin/ ein Redner in einer Sitzung der Gemein-
devertretung dreimal zur Ordnung gerufen worden, kann 
ihm die/ der Vorsitzende für die Dauer der Sitzung das 
Wort entziehen oder ihn des Raumes verweisen. 

 
(1) Die/ Der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann  

a) Redner, die vom Verhandlungsgegenstand ab-
weichen, zur Sache rufen, 

b) Mitglieder der Gemeindevertretung  zur Ord-
nung rufen, wenn deren Verhalten den ord-
nungsgemäßen Ablauf der Sitzung stört. 

 
(2) Ist eine Gemeindevertreterin/ ein Gemeindevertreter oder 

eine Rednerin/ ein Redner in einer Sitzung dreimal zur Sa-
che gerufen worden, so kann hat ihm die/ der Vorsitzende 
das Wort zu entziehen und darf es ihm in derselben Aus-
sprache zum selben Gegenstand nicht wieder erteilen. 
 

(3) Ist eine Gemeindevertreterin/ ein Gemeindevertreter oder 
eine Rednerin/ ein Redner in einer Sitzung der Gemeinde-
vertretung dreimal zur Ordnung gerufen worden, kann ihm 
die/ der Vorsitzende für die Dauer der Sitzung das Wort ent-
ziehen oder ihn des Raumes verweisen. 
 

 
 
 

Wording angepasst (StGB 
und Überarbeitung anderer 

Gemeinden  

§ 15 
Mitwirkungsverbot 

(§ 22 BbgKVerf) 
 

 

§ 15 14 Mitwirkungsverbot (§ 22 BbgKVerf) 
 

 

 
 

  
 
 



 
15 

 

(1) Muss ein Gemeindevertreter annehmen, an der Beratung 
und Beschlussfassung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er 
dies dem Vorsitzenden vor Eintritt in die Beratung dieses 
Tagesordnungspunktes unaufgefordert anzuzeigen. 

 
(2) Ein Gemeindevertreter, für den nach Absatz 1 ein Mitwir-

kungsverbot besteht, hat bei  
a) nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu 

verlassen. 
b) öffentlichen Sitzungen weder an der Beratung noch 

an der Abstimmung teilzunehmen. Muss den Raum 
aber nicht verlassen. 
 

(3) Die Nichtmitwirkung (Befangenheit) ist in der Niederschrift 
festzuhalten. 

§ 16 
Abstimmungen 
(§ 39 BbgKVerf) 

 
§ 16 15 Abstimmungen (§ 39 BbgKVerf) 

 

 
(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen abgestimmt. 

Auf Verlangen einer Fraktion oder von mindestens zwei 
Mitgliedern der Gemeindevertretung ist namentlich abzu-
stimmen. Auf Verlangen ist vor jeder Abstimmung der An-
trag zu verlesen. 

 
Bei der Abstimmung stellt die/ der Vorsitzende der Ge-
meindevertretung die Anzahl der Mitglieder fest, die 

  
a) dem Antrag zustimmen; 
b) den Antrag ablehnen; 
c) sich der Stimme enthalten. 

 
Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Abstim-
mung angezweifelt, so muss die Abstimmung vor Be-
handlung des nächsten Tagesordnungspunktes wieder-
holt werden. 

 
(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen abgestimmt. 

Auf Verlangen einer Fraktion oder von mindestens zwei Mit-
gliedern der Gemeindevertretung ist namentlich abzustim-
men. Auf Verlangen eines Mitgliedes der Gemeidnevertre-
tung ist vor jeder Abstimmung der Antrag zu verlesen. 
Bei der Abstimmung stellt die/ der Vorsitzende der Gemein-
devertretung die Anzahl der Mitglieder fest, die 

a) dem Antrag zustimmen; 
b) den Antrag ablehnen; 
c) sich der Stimme enthalten. 

 
Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Abstim-
mung angezweifelt, so muss die Abstimmung vor Behand-
lung des nächsten Tagesordnungspunktes wiederholt wer-
den. 
 

 
 

Namentliche Abstimmung 
wird gesondert erfasst in 

Abs 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachfolgende Nummerie-
rung wird angepasst 
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(2) Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Änderungs- und Er-

gänzungsanträge vor, wird zuerst über den Antrag abge-
stimmt, der von der Sitzungsvorlage am weitesten ab-
weicht.  
Bei Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit finanziellen 
Auswirkungen hat der den Vorrang, der Mehrausgaben 
oder Mindereinnahmen bewirkt.  
In Zweifelsfällen entscheidet die/ der Vorsitzende der Ge-
meindevertretung. 

 
(3) Auf Antrag, der mit einfacher Stimmenmehrheit als ange-

nommen gilt, ist über einzelne Teile eines Beratungsge-
genstandes gesondert abzustimmen. Über den Bera-
tungsgegenstand ist alsdann insgesamt zu beschließen. 

 
(4) Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit Vorrang 

und müssen vor Sachanträgen behandelt werden.  
Anträge zur Geschäftsordnung sind: 

 
a) Unterbrechung der Sitzung; 
b) Vertagung der Sitzung; 
c) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffent-

lichkeit; 
d) Nichtbefassung wegen Unzuständigkeit; 
e) Schluss der Debatte; 
f) Schluss der Rednerliste; 
g) Verlagerung eines Tagesordnungspunktes; 
h) Verweisung oder Rückverweisung in Ausschüsse 

oder an die Einreicher; 
i) Getrennte Abstimmung über Teile des Antrags; 
j) Namentliche Abstimmung; 
k) Abstimmung ohne Aussprache; 
l) Wortprotokoll der Änderungs- und Ergänzungsan-

träge; 
m) Einhaltung der Geschäftsordnung. 

(2) Auf Verlangen von mindestens einem Mitglied der Gemein-
devertretung oder einer Fraktion ist namentlich abzustim-
men. Die Mitglieder werden in alphabetischer Reihenfolge 
der Nachnamen zur Stimmenabgabe aufgerufen. Die 
Stimmabgabe ist in der Niederschrift festzuhalten. 

 
(3) Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Änderungs- und Er-

gänzungsanträge vor, wird zuerst über den Antrag abge-
stimmt, der von der Sitzungsvorlage am weitesten ab-
weicht.  
Bei Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit finanziellen 
Auswirkungen hat der den Vorrang, der Mehrausgaben o-
der Mindereinnahmen bewirkt.  
In Zweifelsfällen entscheidet die/ der Vorsitzende der Ge-
meindevertretung. 

 
(4) Auf Antrag, der mit einfacher Stimmenmehrheit als ange-

nommen gilt, ist über einzelne Teile eines Beratungsgegen-
standes der Vorlage oder des Antrages gesondert abzu-
stimmen. Über den Beratungsgegenstand die Vorlage bzw. 
den Antrag ist alsdann insgesamt zu beschließen. 

 
(5) Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit Vorrang 

und müssen vor Sachanträgen behandelt werden.  
Anträge zur Geschäftsordnung sind: 

a) Unterbrechung der Sitzung; 
b) Vertagung der Sitzung; 
c) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlich-

keit; 
d) Nichtbefassung wegen Unzuständigkeit; 
e) Schluss der Debatte; 
f) Schluss der Rednerliste; 
g) Verlagerung eines Tagesordnungspunktes; 
h) Verweisung oder Rückverweisung in Ausschüsse o-

der an die Einreicher; 
i) Getrennte Abstimmung über Teile des Antrags; 
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(5) Die Gemeindevertretung kann für den Einzelfall Abwei-

chungen von der Geschäftsordnung beschließen. Der 
Antrag bedarf bei Abstimmung eines Ergebnisses ohne 
Gegenstimme. 
 

(6) Treten während einer Sitzung der Gemeindevertretung 
Zweifel über die Auslegung der Geschäftsordnung auf, 
entscheidet die Gemeindevertretung mit einfacher Mehr-
heit. 

 

j) Namentliche Abstimmung; 
k) Abstimmung ohne Aussprache; 
l) Wortprotokoll der Änderungs- und Ergänzungsan-

träge; 
m) Einhaltung der Geschäftsordnung. 
 

(6) Die Gemeindevertretung kann für den Einzelfall Abwei-
chungen von der Geschäftsordnung beschließen. Der An-
trag bedarf bei Abstimmung eines Ergebnisses ohne Ge-
genstimme. 
 

(7) Treten während einer Sitzung der Gemeindevertretung 
Zweifel über die Auslegung der Geschäftsordnung auf, ent-
scheidet die Gemeindevertretung mit einfacher Mehrheit. 
 

§ 17  

Geheime Wahlen  
(§§ 39 und 40 BbgKVerf) 

§ 17 16 Einzel- und Gremienwahlen, Geheime 
Wahlen (§§ 39 und 40 und 41 BbgKVerf) 

 

 
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung von geheimen Wah-

len ist aus der Mitte der Gemeindevertretung ein aus 2 
Personen bestehender Wahlausschuss zu bilden. 

 

(2) Als Wahlzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu ver-
wenden. Werden keine Umschläge verwendet, so 
sind die Stimmzettel zu falten. 

 

(3) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie nur 
noch mit einem Kreuz mit demselben Schreibgerät 
zu kennzeichnen sind. Bei weiterer Beschriftung, 
Gestaltung und fehlender Kennzeichnung des 
Stimmzettels ist die Stimme ungültig. 

 

 
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung von geheimen Wahlen 

ist aus der Mitte der Gemeindevertretung ein aus 2 Perso-
nen bestehender Wahlausschuss zu bilden. 

 
(2) Als Wahlzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 

Werden keine Umschläge verwendet, so sind die Stimmzet-
tel so zu falten, dass das Stimmverhalten von außen nicht 
erkennbar ist. 

 
(3) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie nur noch 

mit einem Kreuz mit demselben Schreibgerät zu kennzeich-
nen sind. Bei weiterer Beschriftung, Gestaltung und fehlen-
der Kennzeichnung des Stimmzettels ist die Stimme ungül-
tig. 
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(4) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder 
räumlich so abgegrenzt zu erfolgen, dass das Wahl-
geheimnis gewahrt ist.  

 

(5) Die/ der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt 
das Ergebnis der Wahl bekannt. 

 
(6) Auf Antrag kann offen gewählt werden. Der Antrag bedarf 

bei Abstimmung eines Ergebnisses ohne Gegenstim-
men. 

 

(4) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder räumlich so 
abgegrenzt zu erfolgen, dass das Wahlgeheimnis gewahrt 
ist.  

 
(5) Hat die Gemeindevertretung eine einzelne Person zu be-

stellen oder vorzuschlagen, wird diese nach §40 BbgKVerf 
gewählt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

 
(6) Hat die Gemeindevertretung mehrere Mitglieder eines Gre-

miums zu bestellen oder vorzuschlagen, werden die Mitglie-
der und ihre Stellvertreter nach § 41 BbgKVerf gewählt, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder die Ge-
meindevertretung einstimmig ein anderes Verfahren be-
schließt.  

 
(7) Die/ Der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt das vom 

Wahlausschuss festgestellte Ergebnis der Wahl bekannt. 
 

(8) Auf Antrag kann offen öffentlich durch Handzeichen ge-
wählt werden. Der Antrag bedarf bei Abstimmung eines Er-
gebnisses ohne Gegenstimmen. 

 
 
 
 
 

Ergänzend sind die Absätze 
5 und 6  hinzugekommen, 
da es vorher keine Bestim-
mungen über Einzel- und 

Gremienwahlen in der Ge-
schO Bw gab 

 
 

§ 18 

Niederschrift  
(§ 42 BbgKVerf) 

 
§ 18 17 Niederschriften (§ 42 BbgKVerf) 

 

 
(1) Über jede Sitzung der Gemeindevertretung ist vom Amt 

Brück eine Niederschrift zu fertigen. 
 

(2) Die Sitzungsniederschrift muss mindestens enthalten: 
 
a) den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung, 
b) die Namen der anwesenden, sowie entschuldigt 

und unentschuldigt abwesenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung; 

c) die Namen der teilnehmenden Verwaltungsmitar-
beiter und anderer zugelassener Personen,  

 
(1) Der Hauptverwaltungsbeamte ist für die Niederschrift zur 

Gemeindevertretersitzung verantwortlich. Er bestimmt den 
Protokollführer. In Ausschusssitzungen entscheidet der je-
weilige Vorsitz über die Protokollführung. 
 

(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten: 
a) Angaben über die Art der Sitzung, insbesondere, ob 

es sich um eine Präsenz-, Hybrid-, Video- oder Au-
diositzung handelt 

b) den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung, 

 
 
 
 
 
 
 

Empfehlung aus Muster 
StGB-Muster 
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d) die Tagesordnung; 
e) den Wortlaut der Anträge mit Namen der Antrag-

steller, den wesentlichen Inhalt der Beratung, den 
Wortlaut der Beschlüsse; 

f) die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmungen; 
g) den Ausschluss und die Wiederherstellung der Öf-

fentlichkeit; 
h) das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes der 

Gemeindevertretung, das dies verlangt; 
i) bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungs-

verhalten der Gemeindevertreterinnen/ Gemein-
devertreter und 

j) die Namen, der wegen Befangenheit an der Bera-
tung oder Entscheidung zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten nicht mitwirkenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung. 

 
(3) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behan-

delt wurden, sind gesondert zu protokollieren.  
 

(4) Die Sitzungsniederschrift ist mit der Ladung zur nächsten 
ordentlichen Sitzung den Mitgliedern der Gemeindever-
tretung (im RIS) zur Verfügung zu stellen. Einwände ge-
gen die Niederschrift sind schriftlich innerhalb von 8 Ta-
gen nach Zugang gegenüber dem Amt zu erheben. In der 
darauf folgenden Sitzung entscheidet die Gemeindever-
tretung über die Einwände. 

 

c) die Namen der anwesenden, sowie entschuldigt und 
unentschuldigt abwesenden Mitglieder der Gemein-
devertretung; 

d) die Namen der teilnehmenden Verwaltungsmitarbei-
ter und anderer zugelassener Personen,  

e) die Tagesordnung; 
f) den Wortlaut der Anträge mit Namen der Antragstel-

ler, den wesentlichen Inhalt der Beratung, den Wort-
laut der Beschlüsse; 

g) die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmungen; 
h) den Ausschluss und die Wiederherstellung der Öf-

fentlichkeit; 
i) das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes der Ge-

meindevertretung, das dies verlangt; 
j) bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungsver-

halten der Gemeindevertreterinnen/ Gemeindever-
treter und 

k) die Namen, der wegen Befangenheit an der Bera-
tung oder Entscheidung zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten nicht mitwirkenden Mitglieder der Ge-
meindevertretung. 

 
(3) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt 

wurden, sind gesondert zu protokollieren.  
 

(4) Die Sitzungsniederschrift ist mit der Ladung zur nächsten 
ordentlichen Sitzung den Mitgliedern der Gemeindevertre-
tung (im RIS) zur Verfügung zu stellen. Einwände gegen die 
Niederschrift sind schriftlich innerhalb von 8 Tagen nach Zu-
gang gegenüber dem Amt zu erheben. In der darauf folgen-
den Sitzung entscheidet die Gemeindevertretung über die 
Einwände. 

 
(5) Soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentlichen 

Wohls oder zur Wahrung von Rechten Dritter etwas ande-

 
 
 
 
 

Merke: Die Wiedergabe des 
wesentlichen Inhalts der Be-

ratung gehört nicht zum 
Pflichtinhalt der GeschO und 

kann wenn dies häufig zu 
Auseinandersetzungen führt 

auch gestrichen werden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorgehen zur Beschlussver-
öffentlichung hat bisher ge-

fehlt. 
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res beschlossen wird, wird die Öffentlichkeit über den we-
sentlichen Inhalt der Beschlüsse der Gemeindevertretung 
unterrichtet. Dies erfolgt durch Veröffentlichung der wesent-
lichen Inhalte der Beschlusstexte auf der Internetseite des 
Amtes Brück (www.amt-brueck.de) im Ratsinformations-
system (RIS) in der jeweiligen Sitzung. 
 

§ 19 
Bild- und Tonaufzeichnungen  

(§ 36 BbgKVerf) 

 
§ 19 18 Bild- und Tonaufzeichnungen (§ 36 BbgKVerf) 

 

 

 
(1) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und Tonauf-

zeichnungen der öffentlichen Sitzung der Gemeindever-
tretung durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien 
sind grundsätzlich zulässig, wenn alle anwesenden Mit-
glieder der Gemeindevertretung zustimmen. 

 
(2) Absatz 1 gilt für von der Gemeindevertretung selbst ver-

anlasste Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen entsprechend. 

 
(3) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsniederschrift 

sind Tonaufzeichnungen der vollständigen Sitzung zuläs-
sig. Sie sind gemäß § 42 Abs. 2 Satz 4 BbgKVerf nach 
der darauffolgenden Sitzung zu löschen. 

 

 
(1) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und Tonaufzeich-

nungen der öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung 
durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien sind grund-
sätzlich zulässig, wenn alle anwesenden Mitglieder der Ge-
meindevertretung zustimmen. 

 
(2) Absatz (1) gilt für von der Gemeindevertretung selbst ver-

anlasste Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen entsprechend. 
 

(3) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsniederschrift 
sind Tonaufzeichnungen der vollständigen Sitzung zuläs-
sig. Sie sind gemäß § 42 Abs.2 3 Satz 4 BbgKVerf nach der 
darauffolgenden Sitzung zu löschen. 
 

(4) Bild- und Tonaufzeichnungen zu anderen als in den Absät-
zen 1 bis 3 genannten Gründe nur zulässig, wenn alle an-
wesenden Mitglieder der Gemeindevertretung zustimmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ergänzung gem. StGB-Mus-
ter 

§ 20 

Fraktionen 
(§ 32 BbgKVerf) 

 
§ 20 19 Fraktionen (§ 32 BbgKVerf) 

 

   
 
 
 

http://www.amt-brueck.de/
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(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern der Ge-
meindevertretung. Fraktionen wirken an der Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung in der Gemeindevertre-
tung mit.  

 
(2) Die Fraktionen haben der/ dem Vorsitzenden der Ge-

meindevertretung sowie dem Sitzungsdienst von ihrer Bil-
dung schriftlich Kenntnis zu geben. Die Mitteilung hat die 
genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des Vor-
sitzenden, seiner Stellvertreter sowie aller der Fraktion 
angehörenden Gemeindevertreter zu enthalten. 

 

(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern der Gemein-
devertretung. Eine Fraktion muss mindestens aus 2 Mitglie-
dern bestehen. Fraktionen wirken an der Willensbildung 
und Entscheidungsfindung in der Gemeindevertretung mit.  
 

(2) Die Fraktionen haben der/ dem Vorsitzenden der Gemein-
devertretung sowie dem Sitzungsdienst von ihrer Bildung 
unverzüglich schriftlich Kenntnis zu geben. Die Mitteilung 
hat die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des 
Fraktionsvorsitzenden, seiner Stellvertreter sowie aller der 
Fraktion angehörenden Gemeindevertreter zu enthalten. 
Die einer Fraktion zustehenden Rechte kann sie nach Zu- 
gang der Mitteilung nach Satz 2 wahrnehmen. Veränderun-
gen sind dem Vorsitzenden stets unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. 
 

 
Ergänzungen aus dem Mus-

ter des StGB 

Zweiter Abschnitt 
 Ausschüsse der Gemeindevertretung 

 
§ 21 

Ausschüsse 
(§ 43 BbgKVerf) 

Zweiter Abschnitt 
 Ausschüsse der Gemeindevertretung 

 
§ 21 20 Fachausschüsse (§ 43 44 BbgKVerf) 

 

 
(1) Die Gemeindevertretung kann zur Vorbereitung ihrer Be-

schlüsse und zur Kontrolle der Verwaltung aus ihrer Mitte 
Ausschüsse (Fachausschüsse) bilden. 

 
(2) Die Gemeindevertretung kann sachkundige Einwohner 

zu beratenden Mitgliedern ihrer Ausschüsse berufen. 
Sachkundige Einwohner haben beratende Funktion, je-
doch  kein Stimmrecht in dem Ausschuss, in den sie be-
rufen sind. Sie können nicht Ausschussvorsitzender oder 
stellvertretender Ausschussvorsitzender  sein und haben 
keine Stellvertreter. 

 

 
(1) Die Gemeindevertretung kann zur Vorbereitung ihrer Be-

schlüsse und zur Kontrolle der Verwaltung aus ihrer Mitte 
Ausschüsse (Fachausschüsse) bilden. 
 

(2) Die Zahl der Sitze beträgt jeweils 5. 
 

(3) Die Gemeindevertretung kann sachkundige Einwohner zu 
beratenden Mitgliedern ihrer Ausschüsse berufen. Sach-
kundige Einwohner haben beratende Funktion, jedoch  kein 
Stimmrecht in dem Ausschuss, in den sie berufen sind. Sie 
können nicht Ausschussvorsitzender oder stellvertretender 
Ausschussvorsitzender sein und haben keine Stellvertreter. 

 
 
 
 
 
 

Ergänzungen zum besseren 
Verständnis der üblichen 

Vorgehensweise 
Anpassung der Nummereie-

rung 
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Die Gemeindevertretung beruft in jeden Ausschuss 1 sach-
kundigen Einwohner je Fraktion. 

 

 
 

§ 22 
Verfahren in den Ausschüssen 

(§ 44 BbgKVerf) 

 
§ 22 21 Verfahren in den Ausschüssen (§ 44 BbgKVerf) 

 

 
 
 

 
(1) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der Gemein-

devertretung gebildeten Ausschüsse gelten die Vorschrif-
ten des Ersten Abschnittes sinngemäß, soweit nicht in 
den folgenden Absätzen eine andere Regelung getroffen 
wird. 

 
(2) Soweit den Ausschüssen Beratungsgegenstände über-

wiesen werden, hat die/ der Vorsitzende des jeweiligen 
Ausschusses oder ihre/ seine Stellvertretung der Ge-
meindevertretung über das Ergebnis der Beratung zu be-
richten. Dies geschieht in der Regel in Form von Be-
schlussempfehlungen, die auch das Ergebnis der Ab-
stimmung im Ausschuss dokumentieren. Die Ausschüsse 
können auch ohne besonderen Auftrag tätig werden und 
ihre Beratungsergebnisse der Gemeindevertretung zulei-
ten. 

 
(3) Auch den Gemeindevertreterinnen/ Gemeindevertretern, 

welche dem Ausschuss nicht angehören, ist eine Einla-
dung und Tagesordnung für die Ausschusssitzungen 
fristgerecht zur Kenntnis zu geben.  

 
(4) Die Beschlussempfehlungen, sind durch die Ausschuss-

vorsitzenden oder deren Stellvertretung schriftlich beim 
Sitzungsdienst des Amtes Brück einzureichen und durch 
diesen der/ dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
sowie dem Hauptverwaltungsbeamten zur Aufnahme auf 
der Tagesordnung vorzulegen. 

 

 
(1) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der Gemeinde-

vertretung gebildeten Ausschüsse gelten die Vorschriften 
des Ersten Abschnittes sinngemäß, soweit nicht in den fol-
genden Absätzen eine andere Regelung getroffen wird. 

 
(2) Soweit den Ausschüssen Beratungsgegenstände überwie-

sen werden, hat die/ der Vorsitzende des jeweiligen Aus-
schusses oder ihre/ seine Stellvertretung der Gemeindever-
tretung über das Ergebnis der Beratung zu berichten. Dies 
geschieht in der Regel in Form von Beschlussempfehlun-
gen, die auch das Ergebnis der Abstimmung im Ausschuss 
dokumentieren. Die Ausschüsse können auch ohne beson-
deren Auftrag tätig werden und ihre Beratungsergebnisse 
der Gemeindevertretung zuleiten. 

 
(3) Auch den Gemeindevertreterinnen/ Gemeindevertretern, 

welche dem Ausschuss nicht angehören, ist eine Einladung 
und Tagesordnung für die Ausschusssitzungen fristgerecht 
zur Kenntnis zu geben.  

 
(4) Die Beschlussempfehlungen, sind durch die Ausschussvor-

sitzenden oder deren Stellvertretung schriftlich beim Sit-
zungsdienst des Amtes Brück einzureichen und durch die-
sen der/ dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung sowie 
dem Hauptverwaltungsbeamten zur Aufnahme auf der Ta-
gesordnung vorzulegen. 

 

 
 

Einladungen zu Ausschüs-
sen und GV erfolgt in jeder 
Gemeinde immer an alle 

Mandatsträger. Eine sepa-
rate Aufschlüsselung der 

Vorgehensweise nicht erfor-
derlich, da Absatz (1) aus-
sagt, dass alle Vorgaben 
aus dem Ersten Abschnitt 

gelten. 
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(5) Niederschriften und Teilnehmerliste einer jeden Aus-
schusssitzung sind dem Sitzungsdienst des Amtes Brück 
im Original zu übermitteln. 
 

(6) Die Niederschriften über die Sitzungen der Ausschüsse 
sind allen Mitgliedern der Gemeindevertretung ebenso 
wie den sachkundigen Einwohnern mit der Ladung zum 
nächsten regulären Ausschusssitzung (im RIS) zur Ver-
fügung zu stellen. 
 

(5) Niederschriften und Teilnehmerliste einer jeden Ausschuss-
sitzung sind dem Sitzungsdienst des Amtes Brück im Origi-
nal zu übermitteln. 
 

(6) Die Niederschriften über die Sitzungen der Ausschüsse 
sind allen Mitgliedern der Gemeindevertretung ebenso wie 
den sachkundigen Einwohnern mit der Ladung zum nächs-
ten regulären Ausschusssitzung (im RIS) zur Verfügung zu 
stellen. 

 
(2) Die Öffentlichkeit soll über Zeit, Ort und Tagesordnung der 

Sitzung der Ausschüsse durch Aushang in den in der 
Hauptsatzung der Gemeinde Borkwalde aufgeführten Be-
kanntmachungskästen unterrichtet werden. Weiterhin er-
folgt die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Internet-
seite des Amtes Brück (www.amt-brueck.de). 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fehlte in der GeschO bisher 

Dritter Abschnitt 
Umgang mit Daten und Datenschutz 

 

Dritter Abschnitt 
 Umgang mit Daten Elektronische Medien, Kommu-

nikation und Datenschutz 

 

§ 23 
Datenschutz 

 
§ 23 22 Datenschutz Nutzung elektronischer Medien und 

Kommunikation 
 

 

  
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Aus-

schüsse, die im Rahmen der Ausübung ihrer ehrenamtli-
chen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die 
personenbezogene Daten enthalten haben bzw. von 
ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche Daten nur zu dem 
jeweiligen, der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienen-
den Zweck verarbeiten oder offenbaren. 

 

 
(1) Der Austausch von Einladungen, Tagesordnungen, Anträ-

gen und sonstiger Unterlagen erfolgt auf dem Postweg in 
Papierform. 
 

(2) Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner können auf 
die Zusendung in Papierform verzichten. In diesem Fall 
werden ausschließlich Unterlagen auf dem Postweg zuge-
stellt, welche nicht elektronisch vorliegen und/oder einer be-
sonderen Vertraulichkeit unterliegen. Für die Zusendung an 

 
 
 

§ wird durch Neuformulie-
rung vollständig ersetzt 

http://www.amt-brueck.de/
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(2) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmtem 
oder bestimmbaren natürlichen Person. 

 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, automati-

sierte Dateien und sonstige Datenträger, die als solche 
gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten ent-
halten. Hierzu zählen auch mit vertraulichen Unterlagen 
in Zusammenhang stehende handschriftliche oder an-
dere Notizen. 
 

die Verwaltung kann in jedem Fall wahlweise auch der Post-
weg verwendet werden. 
 

(3) Mitgliedern der Gemeindevertretung sind durch die Verwal-
tung persönliche E-Mail-Postfächer in der Domäne des Am-
tes einzurichten. Weitere elektronische Hilfsmittel, z.B. 
Cloud-Zugänge, Kommunikations-Anwendungen, können 
bereitgestellt werden, sofern diese in der Amtsverwaltung 
verfügbar sind. Ein Anspruch besteht nicht. 

 

§ 24 
Datenverarbeitung 

 

§ 24 23 Datenverarbeitung Umgang mit Daten und Daten-
schutz 

 

 

 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Aus-

schüsse sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so auf-
zubewahren, dass sie ständig vor Kenntnisnahme und 
Zugriff Dritter (z. B. Familienangehöriger, Besucher, Par-
teifreunde, Nachbarn ect.) gesichert sind. Dieses gilt 
auch für den Transport der Unterlagen. In begründeten 
Einzelfällen ist auf Verlangen Auskunft über die getroffe-
nen Datensicherheitsmaßnahmen zu geben. 

 
(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mit-

teilung über den Inhalt an Dritte, ausgenommen im erfor-
derlichen Umfang bei Verhinderung an die Stellvertre-
tung, ist nicht zulässig. Dies gilt auch für die Zeit nach  
Ausscheiden aus der Gemeindevertretung. 

 
(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Aus-

schüsse sind bei einem Auskunftsersuchen eines Be-
troffenen nach dem Landesdatenschutzgesetz verpflich-
tet, dem Hauptverwaltungsbeamten auf Anfrage schrift-
lich Auskunft über die bei ihnen aufgrund dieser Tätigkeit 

 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung und die sachkundigen 
Einwohner dürfen vertrauliche Unterlagen mit personenbezo-
genen Daten nur für ihre gesetzlichen Aufgaben verwenden.  
Personenbezogene Daten beziehen sich auf bestimmte oder 
bestimmbare Personen. Vertrauliche Unterlagen sind alle Do-
kumente, die als vertraulich gekennzeichnet sind oder perso-
nenbezogene Daten enthalten.  
Diese Unterlagen müssen so aufbewahrt werden, dass Dritte 
keinen Zugang haben. Die Weitergabe an Dritte ist, außer an 
Vertreter, nicht gestattet.  
Auf Anfrage müssen sie dem Hauptverwaltungsbeamten Aus-
kunft über gespeicherte Daten erteilen.  
Vertrauliche Unterlagen sind sofort zu vernichten, wenn sie 
nicht mehr benötigt werden, insbesondere jedoch nach dem 
Ausscheiden aus der ehrenamtlichen Tätigkeit. 

 
Ebenfalls vollständiger Aus-
tausch durch überarbeiteten 

Text 
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zu einer bestimmten Person gespeicherten Daten zu er-
teilen. 

 
(4) Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dauerhaft 

zu vernichten bzw. zu löschen, wenn diese für die Aufga-
benerfüllung nicht mehr benötigt werden. 

 
(5) Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließlich al-

ler damit in Zusammenhang stehenden Unterlagen ist 
dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die Niederschrift 
über eine Sitzung, in der der jeweilige Tagesordnungs-
punkt abschließend behandelt wurde, genehmigt ist. 
 

(6) Bei einem Ausscheiden aus der Gemeindevertretung 
sind alle vertraulichen Unterlagen sofort dauerhaft zu ver-
nichten bzw. zu löschen. Die Unterlagen können auch der 
Amtsverwaltung zur Vernichtung bzw. Löschung überge-
ben werden. Die ausgeschiedenen Mitglieder haben die 
Vernichtung bzw. Löschung aller vertraulichen Unterla-
gen gegenüber dem Hauptverwaltungsbeamten schrift-
lich zu bestätigen. 
 

Vierter Abschnitt  
Schlussbestimmungen 

 

Vierter Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 

 

  
§ 24 Funktionsbezeichnungen 

 

 

 Soweit in dieser Geschäftsordnung Funktionen mit einem ge-
schlechtsspezifischen Begriff beschrieben werden, gilt die je-
weilige Bestimmung für das jeweils andere Geschlecht gleich-
ermaßen. 

 

§ 25 
Inkrafttreten 

 
§ 25 Inkrafttreten 
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Die Geschäftsordnung der Gemeinde Borkwalde tritt am 
Tage nach der Beschlussfassung durch die Gemeindevertre-
tung in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die am 22. April 2015 beschlossene Ge-
schäftsordnung außer Kraft. 
 

Die Geschäftsordnung der Gemeinde Borkwalde tritt am Tage 
nach der Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung in 
Kraft.  
Gleichzeitig tritt die am 22. April 2015 10.04.2024 beschlossene 
Geschäftsordnung außer Kraft. 

Borkwalde, den 23.04.2024 Borkwalde, den ……….  

   

Egbert Eska Egbert Eska  

Vorsitzender der Gemeindevertretung Vorsitzender der Gemeindevertretung  

   

Hinweis 
Da die Geschäftsordnung nur organisationsinternes Recht 
der Vertreterkörperschaft regelt, unterliegt sie nicht den 
Formvorschriften für gemeindliche Satzungen und bedarf da-
her zu ihrer Wirksamkeit keiner öffentlichen Bekanntma-
chung. 
Die Veröffentlichung wird auf der Homepage des Amtes 
Brück unter entsprechender Rubrik vorgenommen. 
 

Hinweis 
Da die Geschäftsordnung nur organisationsinternes Recht der 
Vertreterkörperschaft regelt, unterliegt sie nicht den Formvor-
schriften für gemeindliche Satzungen und bedarf daher zu ihrer 
Wirksamkeit keiner öffentlichen Bekanntmachung. 
Die Veröffentlichung wird auf der Homepage des Amtes Brück 
unter entsprechender Rubrik vorgenommen. 
 

Da keine Bekanntmachung 
erforderlich ist, wird keine 
entsprechende Anordnung 
benötigt, Gleiches gilt für ei-
nen Veröffentlichungsver-
merk. Da auch die Veröffent-
lichung im Amtsblatt nicht er-
folgt.  

   

   

   

   

   

   

   
 


